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Antrag
 
Vorlage: AT/0070/2025 Datum: 10.06.2025

 

Verfasser: 005-Ratsfraktion FW Az.:

Betreff:

Antrag der FREIE WÄHLER-Fraktion: Maßnahmen gegen die Ausbreitung von Nutrias im
Stadtgebiet Koblenz

Gremienweg:
28.08.2025 Umweltausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt
 verwiesen  vertagt  geändert

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen

 
Beschlussentwurf:

Die FREIE WÄHLER Fraktion beantragt, der Umweltausschuss möge beschließen:

Die Verwaltung wird beauftragt, zeitnah ein nachhaltiges und wirkungsvolles Konzept
zur Eindämmung und Kontrolle der Nutriapopulation im Stadtgebiet Koblenz zu
erarbeiten und dem Ausschuss zur Beratung und Entscheidung vorzulegen. Dabei
sollen insbesondere ökologische, infrastrukturelle und gesundheitliche Aspekte
berücksichtigt werden. Zudem ist zu prüfen, inwiefern bestehende Kooperationen mit
Nachbarkommunen, Fachbehörden oder externen Fachstellen aufgebaut oder erweitert
werden können.
 
 
Begründung:

Die in Koblenz zunehmend festgestellte Ausbreitung der Nutrias (Myocastor coypus)
stellt eine ökologische, infrastrukturelle und potenziell gesundheitliche
Herausforderung dar wie z.B.: übertragen von Salmonellen und Trichinen.

Durch ihre Grabtätigkeit schädigen Nutrias Uferbefestigungen und gefährden damit
die Stabilität von Gewässerstrukturen und Wegen entlang von Fluss- und Bachläufen.

Darüber hinaus kann ihr Vorkommen heimische Arten verdrängen und das ökologische

Gleichgewicht stören. 

Zahlreiche Kommunen sehen sich mit vergleichbaren Problemlagen konfrontiert und
haben bereits Handlungsstrategien entwickelt. Vor diesem Hintergrund erscheint es
notwendig, dass auch die Stadt Koblenz zeitnah Maßnahmen prüft und ggf. umsetzt,
um einer unkontrollierten Ausbreitung vorzubeugen und Schäden an Natur,
Infrastruktur und Eigentum zu verhindern.

Die Verantwortung für den Umgang mit invasiven Arten im Stadtgebiet liegt
grundsätzlich bei der Kommune, auch im Rahmen ihrer umwelt- und
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ordnungsrechtlichen Pflichten. Ziel dieses Antrags ist es, rechtzeitig ein abgestimmtes
Vorgehen zu ermöglichen.
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Auswirkungen auf den Klimaschutz:
 
 
 




